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Nach Anſicht des Geſetzes vom 15 . November 1833 ( Reggsblatt 1833 , Seite 265 . ) , die Abloͤſung

des Zehnten von land - und forſtwirthſchaftlichen Erzeugniſſen betreffend , nach fernerer Anſicht der Voll —

zugsverordnung vom 27 . Februar v. J . ( Reggsblatt 1834 Seite 83 . ) wird den großherzoglichen Do —

maͤnenverwaltungen uͤber ihre pS
beim Zehntabloͤſungsgeſchaͤft in Folge Erlaſſes großherzoglichen

Finanzminiſteriums vom 6. Funi d. F. Nro . 3793 — 94 . nachfolgende

ertheilt .

Allgemeine Beſtimmungen .
ea

Die Domaͤnenverwaltungen koͤnnen bei der Zehntabloͤſung in den Fall kommen , als Zehntbe —

rechtigte , als Zehntpflichtige , als Laſtenberechtigte und als Finanzbehoͤrde handeln zu muͤſſen. Als Zehnt —

berechtigte naͤmlich , wenn ein ihrer Adminiſtration anvertrauter Domanialzehnte abgeloͤſt werden will ;

als Zehntpflichtige , wenn von der Abloͤſung eines Zehnten die Rede iſt , der mit auf Domanialguͤtern

ihres Bezirks haftet ; als Laſtenberechtigte , wenn auf einem abzuloͤſenden Zehnten Dritter zum Vortheil

des Domaͤnenfiscus Laſten ruhen ; als Finanzbehoͤrde endlich , wenn es ſich von Abloͤſung anderer als

der Domanialzehnten handelt .

S Z

In welcher Eigenſchaft aber auch die Domaͤnenverwaltungen in jedem einzelnen Falle zu wirken

haben , ſo muß dieß doch immerhin mit aller der Aufmerkſamkeit , Sorgfalt und Schnelligkeit geſchehen ,
die der Vollzug eines ſo wichtigen Geſetzes mit Recht in Anſpruch nimmt .

So wie das Geſetz die Zehntabloͤſungen thunlichſt beguͤnſtigt , ſo ſollen auch die Domaͤnenverwal —

tungen ſolche nach Kraͤften foͤrdern, uͤberall — wo ſie zur Mitwirkung berufen ſind — die von ihnen

verlangt werdenden Aufklaͤrungen willfaͤhrig ertheilen , und die baldige Erledigung jedes Abloͤſungs—
geſchaͤfts mit allem Eifer herbeifuͤhren .

II .

Bie ſfonnd eiien Hefimmungen
A. Wenn die Domänenverwaltung als Zehntberechtigte handelt .

aA Bora D erten .

§ 3.

Sür jetzt und bis zum 1. Jaͤnner 1838 kann zwar die Abloͤſung nach §. 23 . des Geſetzes nur

dann zu Stande kommen , wenn der Zehntberechtigte und die Zehntpflichtigen ſich deßhalb in freiwilliger
Uebereinkunft verſtaͤndigen.
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Da indeß bei Domanialzehnten der Vollzugsverordnung vom 27 . Februar v. J . gemaͤß ein Aner
bieten gur Zehntabloͤſung nie abgelehnt werden ſoll , wenn die Zehntpflichtigen das nach Vorſchrift des

Geſetzes bemeſſene Abloͤſungskapital entrichten wollen , ſo iſt es nothwendig , daß jede Domaͤnenver —

waltung bei Zeiten die Vorarbeiten beſorge , die zum Behuf einer gerechten Beſtimmung der Zehntab —
loͤſungs - und der Laſtenkapitalien erforderlich find .

§. 4.

Die Fertigung dieſer Vorarbeiten kann — da deßhalb die uͤbrige Geſchaͤftsfuͤhrung nicht in Nid -

ſtand gerathen darf — freilich nur nach und nach geſchehen .
Damit aber , im Fall die Zehntpflichtigen die Abloͤſung wuͤnſchen , die erforderlichen Notizen moͤg⸗

lichſt ſchnell zur Hand ſind , ſollen die Vorarbeiten fuͤr jene Zehnten zuerſt Statt finden , fuͤr welche
nach der Stimmung der Zehntpflichtigen eine Abloͤſung muthmaßlich zunaͤchſt verlangt werden wird .

§. 5.

Die Vorarbeiten beſtehen fuͤr den Domanialzehnten jeder einzelnen Gemarkung nach §. 60 des

Geſetzes darin , daß

à) eine kurze Darſtellung des Zehntrechts gefertigt ,

b) eine Berechnung des Abloͤſungskapitals entworfen ,

c ) ein Verzeichniß der auf dem Zehnten haftenden privatrechtlichen Laſten aufgeſtellt , endlich

d) das Abloͤſungskapital dieſer Laſten berechnet wird .

Dieſe Vorarbeiten , die der Domaͤnenverwalter — ſo weit es ſich von Fertigung der Darſtellungen
lit . a , der Rechnungsauszuͤge und Berechnungen handelt , unter Zuzug eines tuͤchtigen Verwaltungsge —
huͤlfen, und ſo weit es ſich von Schaͤtzungen handelt , unter Zuzug deg unten ( §. 30. ) erwaͤhnten Sach —

verſtaͤndigen vorzunehmen hat , werden je fuͤr den Zehnten einer Gemarkung in zwei Protokolle CI. und

II . ) aufgenommen . Das Erſte dieſer Protokolle ( . ) enthaͤlt naͤmlich alles das , was ſich auf die Puncte
a. und . , bas Zweite ( IL) aleg , mwas fih auf die Puncte c. und d, bezieht .

Umfaſſendere Urkunden und Rechnungsauszuͤge werden dem betreffenden Protokoll als Beilage bei -

gegeben , fo baf dann in biefem nur die aus den Beilagen entnommenen Ergebniſſe kurz aufgefuͤhrt
zu werden brauchen .

§. 6.

Das erſte Geſchaͤft iſt die Darſtellung des Zehntrechts .

Gie ift als Einleitung zur Abloͤſungsberechnung in wenigen Saͤtzen dergeſtalt zu fertigen , daß man

daraus entnehmen kann :

a ) in welcher Gemarkung das Zehntrecht haftet ,

b ) ob auf dieſer uͤberhaupt oder nur auf einzelnen Theilen derſelben ,

c) auf welche beilaͤufige Flaͤchengroͤße es ſich ausdehnt , und welche Gewaͤchsgattungen es umfaßt ,

d) ob der Zehnte in Natur oder Geldſurrogaten und in welchen erhoben wird ,

e) ob er erſten Falls den zehnten oder welch ſonſtigen Theil des Ertrags ergreift ,

4) bei Weinzehnten — ob er in den Reben , an den Ortseingaͤngen, an der Kelter oder in den Kellern

erhoben wird , auch

g) wie es fih dann mit ber Erhebung bes Zehnten von Guͤtern der Ausmaͤrker verhaͤlt , endlich

h) wie der Zehnte im Steuercatafter angefhlagen . ift .

Wo —wie dieß meiſt der Fall ſeyn wird — neuere Zehntbeſchreibungen beſtehen , ſind die erforderlichen

Notizen aus ſolchen zu erheben , die Zehntbeſchreibungen ſelbſt aber als Beilage dem Protokoll beizugeben.
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Schwieriger als die Darſtellung des Zehntrechts iſt die Berechnung des Abloͤſungskapitals . Sie

umfaßt

a) die Ausmittlung des wirklichen Zehntertrags fuͤr jedes Jahr der Durchſchnittsperiode ,
b) die Unterſuchung , ob dieſer Ertrag jedes einzelnen Jahres als dem Zehntwerthe entſprechend kann

angeſehen werden , oder aber einer Erhoͤhung oder Ermaͤßigung zu unterwerfen iſt ,
c) die Verwandlung der unter dem Zehntertrage begriffenen Naturalien in Geld ,
d) die Aufſuchung der am Rohertrage geſetzlich geſtatteten Abzuͤge, und hiernach endlich
e) die Berechnung des Reinertrags und des Abloͤſungskapitals .

§ 8 .
Der Zehntertrag iſt — wie der §. 28 . des Geſetzes beſtimmt — bei Weinzehnten aus der Periode

| von 1519 bis mit 1832 , bei andern Zehnten aus der Periode von 1818 bis mit 1832 zu erheben .
Es geſchieht dieß und zwar fuͤr jedes Jahr der Durchſchnittsperiode einzeln , aus den bei der Domaͤnen⸗
verwaltung beruhenden Urkunden und Rechnungsconcepten , oder aus den von die
requirirenden Rechnungen und Rechnungsbeilagen .

§. 9.

Da ber Wiefen =, der Garten , ber Obftzehnte nah § 21 , der Zehnte geſchloſſener ( d. i. ein zu⸗
ſammenhaͤngendes Ganzes bildender und als ſolches beſonders umſteinter ) Hofguͤter nach §. 22 . fuͤr ſich

allein abgeloͤſt werden kann , ſo iſt der Ertrag eines jeden Jahrs der Durchſchnittsperiode , wo moͤglich,
| ſo anzugeben , daß man den Ertrag jedes einzelnen dieſer Zehnttheile fuͤr ſich zu entnehmen im Stande iſt .

L Außerdem ſoll der Zehntertrag — wenn dieß nach Inhalt der Rechnungen thunlich iſt , fuͤr den
großen , den kleinen und den Weinzehnten geſondert , und beim großen und kleinen Zehnten ſelbſt
wieder , ſo weit moͤglich nach den einzelnen Gewaͤchsgattungen dargeſtellt werden , damit man dereinſt
auf Verlangen die Abloͤſung einzelner Zehntgattungen geſtatten kann , wo dieß ohne Beeintraͤchtigung
der verbleibenden Zehntberechtigungen des Domaͤnenetats irgend zulaͤſſig iſt .

Alle Naturalbetraͤge werden im neuen Maaße angegeben ; aͤltere Maaße ſind genau in dieſes zu
reduziren .

sſeitiger Behoͤrde zu

§. 10 .

| Wo der Zehnte in Geld verpachtet war , da iſt der betreffende Gelderloͤs als Zehntertrag anzugeben .
Wo der Pachtzins zwar in Naturalien ausgeſprochen , dabei aber bedungen war , daß die Leiſtung

in Geld geſchehen muͤſſe oder doch verlangt werden koͤnne , da iſt — ſo weit hiernach in Geld geleiſtet
wurde —der bezogene Gelderloͤs als Zehntertrag auszuſetzen , nebenbei jedoch der in Geld verwandelte

Naturalbetrag anzuzeigen , damit er bei einer etwa fuͤr nothig erachteten Berichtigung des Zehntertrags
mit beruͤckſichtigt werden kann .

Wo der Zehntertrag zwar in Naturalien erhoben , jedoch — wie ġe B . zuweilen bei der Selbſt⸗
einheimſung eines kleinen Zehnten — ſogleich auf dem Felde veraͤuſſert wurde , da ſind gleichmaͤßig ſo⸗
wohl die erhobenen Quantitaͤten , als der hieraus erlangte Erloͤs anzugeben , und es iſt ſodann dieſer
Letztere als Zehntertrag auszuſetzen .

§. 14 .

Iſt der Zehntertrag eines oder mehrerer Jahre der Durchſchnittsperiode weder aus Rechnungen,
noch aus andern Urkunden bekannt , ſo muß er durch Schaͤtzung beſtimmt werden , und zur Aufgabe
der Domaͤnenverwaltung gehoͤrt es , hieruͤber unter Zuzug eines Sachverſtaͤndigen eine vorlaͤufige
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Schaͤtzung vorzunehmen . Dabei iſt denn auf die dermalige Groͤße der Zehntflur , auf die aus ſonſtigen

Umſtaͤnden bekannte Fruchtbarkeit des betreffenden Jahrs in der Gemarkung , auf den bekannten Zehnt —

ertrag vorangegangener und nachgefolgter Jahre , auf die bekannte Zehnteinnahme von Nachbarge —

markungen , kurz auf alle jene Verhaͤltniſſe hinzuſehen , die dem Ermeſſen der Domaͤnenverwaltung und

ihres Sachverſtaͤndigen gemaͤß geeignet ſind , eine moͤglichſt richtige Schaͤtzung herbeizufuͤhren , d i den

Zehntertrag ſo abzuſchaͤtzen , wie diek dem Umfange des Zehntrechts , der Ergiebigkeit — und beim

kleinen Zehnten , der in Geld abgeſchaͤtzt wird , den Preisverhaͤltniſſen — des betreffenden Jahrs , end —

lich der jetzigen Groͤße der Zehntflur angemeſſen iſt .

Iſt hiernach die Zehnteinnahme fuͤr jedes Jahr der Durchſchnittsperiode erhoben , ſo koͤmmt es fuͤr

jene Jahrgaͤnge , von welchen der wirkliche Zehntertrag angegeben iſt , auf Erwaͤgung der Frage an ,

ob nicht etwa Umſtaͤnde obgewaltet haben , wonach der Ertrag eines oder mehrerer oder ſelbſt aller dieſer

Jahrgaͤnge als zu hoch oder zu nieder anzuſehen it , und deßhalb einer durch Schaͤtzung

bedarf — §. 30 . des Geſetzes .

Zwar koͤnnte die Erwaͤgung der Frage , ob der wirkliche Ertrag eines Jahres der Durchſchnitts —

periode als zu hoch anzuſehen ſey , an ſich zunaͤchſt den Zehntpflichtigen uͤberlaſſen werden . Da man

inzwiſchen nur eine gerechte Beſtimmung des Abloͤſungskapitals beabſichtigen kann , ſo ſoll die Do —

maͤnenverwaltung in jedem Falle unterſuchen , in wiefern und warum der in Rechnungen erſcheinende

Ertrag nach §. 30 . des Geſetzes zu erhoͤhen oder zu ermaͤßigen ſeyn moͤchte .

§ . 13 .

Dabei iſt nun vor Allem zu beachten , daß das Daſeyn der Umſtaͤnde , durch welche eine Erhoͤhung
oder Ermaͤßigung gerechtfertigt werden will , nicht bloß vermuthet werden darf , ſondern erwieſen und

außer Zweifel ſeyn muß ; da es nicht die Abſicht des Geſetzes iſt , daß bei Beſtimmung des Abloͤſungs—
kapitals ſchon auf bloße Vermuthungen hin von dem in der Regel ſicherſten Leitfaden , der wirklichen

Einnahme naͤmlich , abgegangen werde .

Was ſodann die einzelnen Umſtaͤnde ſelbſt betrifft , die eine Erhoͤhung oder Ermaͤßigung des aus

Rechnungen erhobenen Ertrags veranlaſſen koͤnnen, fo find die Gewoͤhnlichſten im §. 31 . des Ge —

ſetzes aufgefuͤhrt.
a §. 14 .

Zunaͤchſt naͤmlich ſoll eine Berichtigung des aus Urkunden (alſo aus Rechnungen , Pachtbriefen
u. f. . ) erhobenen Zehntertrags eintreten , wo die Zehntflur ( d. i. die der Domaͤnenverwaltung zehnt —

pflichtige Flaͤche irgend einer Culturart in der Gemarkung , alſo z . B . der Weinberge , Ackerlaͤndereien

oder Wieſen ) im Laufe der Durchſchnittsperiode an Ausdehnung gegen den neueſten Stand um wenig —

ſtens ein Zwanzigtheil zu - oder abgenommen hat , ohne daß die betreffende Urkunde dieß beachten konnte

( . 31 . 1. des Geſetzes ) .

Eine ſolche Zunahme am Flaͤchengehalte der Zehntflur kann durch Waldausſtockungen , durch Urbar⸗

machung oͤder Laͤndereien oder auch dadurch entſtanden ſein , daß bei einem Theil des Feldes eine blei —

bende Culturveraͤnderung vorgenommen , z. B. ein Weinbergsdiſtrict ausgehauen und bleibend in Acker —

land verwandelt wurde . Eine Abnahme am Flaͤchengehalte der Zehntflur kann durch eben ſolche blei —

bende Culturveraͤnderungen , oder durch Waldanlagen , durch Weoſchwemmung Gruntz

ſtucke u. ſ. f . bewirkt worden fein ,
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War nun in einzelnen Jahren der Durchſchnittsperiode die Zehntflur um wenigſtens den 20ten

Theil groͤßer , als nach dem neueſten Stand (d. i . dem Stand zur zeit der Abloͤſung ) , ſo ſoll der Zehnt —

ertrag der betreffenden Jahre ermaͤßigt werden , falls er nicht etwa auf einem mehrjaͤhrigen Pachtvertrage

beruht , die ſpaͤter eingetretene Verminderung der Zehntflur zur Zeit des Vertragsabſchluſſes vorausgeſehen

wurde , und der Pachtzins eben deßhalb ſchon ſo beſtimmt ward , wie er mit Ruͤckſicht auf dieſe Ver —

minderung , alſo nach dem neueſten Stande der Flur , angemeſſen iſt .

War aber in einzelnen Jahren der Durchſchnittsperiode die Zehntflur um wenigſtens den 20ten

Theil kleiner , als nach dem neueſten Stand , ſo ſoll der Zehntertrag der betreffenden Jahre erhoͤht wer —

den , falls er nicht etwa auf einem mehrjaͤhrigen Pachtvertrage beruht , die ſpaͤter eingetretene Vergroͤßerung

der Zehntflur zur Zeit des Vertragsabſchluſſes vorausgeſehen wurde , und der Pachtzins eben deßhalb

ſchon ſo beſtimmt ward , wie er mit Ruͤckſicht auf dieſe Vergroͤßerung, alſo nach dem neueſten Stande

der Flur , angemeſſen iſt .

§. 15 .

Daruͤber , ob dergleichen Veraͤnderungen in Bezug auf die Groͤße der Zehntflur im Laufe der

Durchſchnittsperiode vorgekommen , ſoll ſich die Domaͤnenverwaltung aus den bei ihr beruhenden Acten ,

dann durch Vernehmung des zur Zehntabſchaͤtzung und des zur Zehntſammlung verwendeten Perſonals ,

durch Vernehmung der Zehntpaͤchter , endlich durch Nachfrage bei den Steuerperaͤquatoren und Gemeinde —

raͤthen, noͤthigenfalls auch durch Lokaleinſicht Verlaͤſſigung verſchaffen , und fo beſtimmen ,

a) in welchen Jahren der Durchſchnittsperiode die Zehntflur um mehr als den 20ten Theil groͤßer

oder kleiner war , als nach dem neueſten Stand ,

b) wie viel die Abweichung fuͤr jedes Jahr betragen .

§. 16 .

Iſt dies geſchehen , ſo iſt nach §. 14 . zu erwaͤgen, in wiefern der Zehntertrag der betreffenden Jahre

durch Schaͤtzung zu berichtigen , d. i. zu erhoͤhen oder zu ermaͤßigen ſey .

Wird eine ſolche Berichtigung fuͤr noͤthig erachtet , ſo iſt ſie unter Zuzug des der Domaͤnenverwal —

tung beigegebenen Sachverſtaͤndigen (§. 30 . dieſer Inſtruction ) fuͤr jedes Jahr beſonders vorzunehmen ,

und zwar

a ) mit Ruͤckſicht auf die Flaͤchengroͤße, um welche die Zehntflur gegen den neueſten Stand zu - oder

abgenommen hat ,

P) mit Ruͤckſicht auf die Ertragsfaͤhigkeit der hinzu oder hinweg gekommenen Theile der Flur im

Verhaͤltniß zur Ertragsfaͤhigkeit dieſer Letzteren .

Waͤre demnach z. B . die Zehntflur zu N. jetzt um ein Zehntel groͤßer, als im Jahre 1820 , dabei

aber die Ertragsfaͤhigkeit der neu hinzu gekommenen Theile der Flur im Durchſchnitt nur die Haͤlfte

von der Ertragsfaͤhigkeit der aͤlteren Theile der Flur , ſo duͤrfte der Zehntertrag von 1820 nur um ein

Zwanzigſtel erhoͤht werden .

Si i7

Eine Berichtigung des Zehntertrags ſoll ferner da eintreten , wo eine Zehntgattung durch vorüͤber⸗

gehende Culturveraͤnderungen , z. B . durch eine nur voruͤbergehende Verwendung eines Wieſen —

diſtricts zum Fruchtbau , nur auf einige Jahre um wenigſtens ein Zwanzigſtel im Ertrag geſteigert oder

verringert worden iſt (§. 31 . 1. des Geſetzes ) .
Die Domaͤnenverwaltung wird deßhalb auch auf Umſtaͤnde der Art ſorgfaͤltigen Bedacht nehmen ,
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die betreffenden Jahre der Durchſchnittsperiode — in denen der Fall vorgekommen —verzeichnen , und
unter Zuzug ihres Sachverſtaͤndigen fuͤr jedes dieſer Fahre die geeignete Berichtigung eintreten laſſen .

§. 18 .

Eine Berichtigung des Zehntertrags ſoll drittens Statt finden , wo der Zehnte verſteigert , und
hierbei die Einnahme entweder durch leidenſchaftliches Bieten uͤber den Zehntwerth wenigſtens um ein
Fuͤnftel erhoͤht, oder aber durch Gefaͤhrde der Pflichtigen wenigſtens um ein Fuͤnftel geſchmaͤlert worden
iſt ( §. 31 , 2. des Geſetzes ) .

In Folge dieſer Beſtimmung nun wird die Domaͤnenverwaltung eine Ermaͤßigung des Zehntertrags
dann vornehmen , wenn nicht nur aus den , der Zehntſteigerung vorangegangenen Abſchaͤtzungen , ſondern
auch aus den in der Folge eingereichten Nachlaßgeſuchen der Steigerer , dann aus den hierauf vorgenom —
menen Unterfachungen oder aus andern Umſtaͤnden mit Sicherheit hervorgeht , daß die Einnahme durch
leidenFaftliches Bieten wenigſtens um ein Fuͤnftel uͤber den wahren Werth gekommen iſt . Glaubt
zorigens die Domaͤnenverwaltung , in dieſer Beziehung eine Ermaͤßigung eintreten laſſen zu muͤſſen, ſo
iſt natuͤrlich auch auf die deßhalb ſeiner Zeit bewilligten , und darum ohnehin ſchon am Ertrage abge —
henden Nachlaͤſſe Ruͤckſicht zu nehmen .
Eine Erhoͤhung deßhalb , weil der Ertrag durch Gefaͤhrde der Pflichtigen um wenigſtens ein Fuͤnftel
geſchmaͤlert worden , wird endlich die Domaͤnenverwaltung nur da eintreten laſſen , wo eine Vergleichung
mit dem Zehntertrag fruͤherer und ſpaͤterer Jahre , eine Vergleichung mit dem , im betreffenden Jahre
aus Nachbargemarkungen bezogenen Zehntertrag , dann ſonſtige Umſtaͤnde mit Sicherheit zu erkennen
geben, daß wirklich Complotte der Pflichtigen ſtatt gehabt und auf die Zehnteinnahme den angegebenen
unguͤnſtigen Einfluß geaͤuſſert haben .

Die Berichtigung geſchieht unter Mitwirkung des Sachverſtaͤndigen fuͤr jedes betreffende Fahr einzeln ,í
K 19555

Eine Berichtigung des Zehntertrags ſoll viertens auch da eintreten , wo der Zehnte verpachtet
war und der Paͤchter neben dem in Rechnung erſcheinenden Pachtſchillinge noch andre Leiſtungen uͤber—

nommen , ober neben dem Zehnten noch ſonſtige Vortheile genoſſen hat (§. 31 , 3 . des Geſetzes ) .
Wenn demnach z. B . der Zehntpaͤchter neben dem Zehntpachtſchilling einen Miethzins fuͤr die ihm

zur Benutzung uͤberlaſſene Zehntſcheuer oder Zehntkelter zu entrichten , wenn er die bauliche Unterhaltung
dieſer Gebaͤude ganz oder theilweiſe zu beſtreiten , wenn er die Zehntfruͤchte außerhalb der Zehntgemar —
kung frei abzuliefern hatte , wenn er endlich ſonſtige Leiſtungen uͤbernommen, ſo iſt der Werth derſelben
dem Zehntpachtſchilling beizuſchlagen . Eben ſo iſt dieſer zu erhoͤhen, wenn dem Paͤchter aus irgend
welchen Verpflichtungen des Zehntherrn gegen ihn der Zehnte entſchieden unter dem Werthe verpachtet
war , alſo z. B . dann , wenn dem Paͤchter der Zehnte wohlfeiler uͤberlaſſen war , um damit etwaige Bes

ſoldungs - oder Penſionsanſpruͤche zu beſeitigen .
Wenn dagegen der Paͤchter zur Einheimſung ,zum Ausdreſchen und Keltern , endlich zum Trans :

port des Zehnten Frohndrechte des Zehntherrn — ſey es unentgeldlich oder gegen eine unter dem Werth
der Frohndarbeit ſtehende Verguͤtung — zu benutzen hatte , wenn ihm außer dem Zehnten , der Zehnt —
ſcheuer und Zehntkelter - noch andere Gebaͤude oder auch Grundſtuͤcke und Gefaͤlle in Folge des Zehnt⸗
pachtvertrags zum freien Genuß eingeraͤumt, oder endlich irgend ſonſtige Vortheile bewilligt waren , iſt
der Zehntpachtſchilling um den Betrag dieſer Genuͤſſe zu ermaͤßigen .

Die Erhoͤhung oder Ermaͤßigung des Zehntpachtzinſes in allen dieſen Faͤllen geſchieht durch ent —

ſprechende Schaͤtzung , ſo weit die Leiſtungen , die der Paͤchter uͤbernommen , beziehungzweiſe die Vortheile ,

f
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die ihm eingeraͤumt waren , nicht ohnehin ſchon ihrer Große nach genan befannt find . Frohnden duͤrfen

dabei nur fo in Anſchlag kommen , wie ſie das Frohndabloͤſungsgeſetz in Anſchlag genommen hat .

§. 20 .

Eine Berichtigung des Zehntertrags ſoll fuͤnftens bei Weinzehnten bann eintreten , wenn der

Ertrag auch den Zehnten enthaͤlt, welchen Ortseinwohner von ihren Weinbergen in Nachbargemarkungen

entrichten , ſo wie wenn der Ertrag den Zehnten nicht enthaͤlt , welchen Ausmaͤrker von ihren Reben in

der Gemarkung in ihrem Wohnorte leiſteten ( §. 31 , 4 und 5 des Geſetzes ) .

In wiefern nun hiernach eine Berichtigung im einzelnen Fall einzutreten habe , hat die Domaͤnen⸗
verwaltung gleichfalls mit Sorgfalt zu unterſuchen . Iſt eine Ermaͤßigung nach Satz 4 vorzunehmen ,

ſo geſchieht dieß in der Regel dergeſtalt , daß ſich die Minderung zum ganzen Zehntertrage verhaͤlt , wie

die Morgenzahl der Reben — welche die Ortseinwohner in Nachbargemarkungen beſitzen — zur Summe

dieſer Morgenzahl und der Morgenzahl aller Reben in der Ortsgemarkung —

Sind die Weinberge der betreffenden Nachbargemarkungen von entſchieden geringerer oder hoͤherer

Ertragsfaͤhigkeit als in der Ortsgemarkung , ſo iſt auch hierauf geeignete Ruͤckſicht zu nehmen .

Iſt endlich nach Satz 5 der Zehntertrag zu erhoͤhen, ſo geſchieht dies in der Regel dergeſtalt , daß

ſich Erſterer zu dem Zuſchlag ( der Erhoͤhung ) verhaͤlt, wie die Morgenzahl der Reben , die fih im Ye -

ſitze der Ortseinwohner befinden , zur Morgenzahl jener Reben , die Ausmaͤrkern zugehoͤren.

Hat ſich die Morgenzahl der im Beſitze der Ausmaͤrker befindlichen Reben im Lauf der Durch⸗

ſchnittsperiode nicht bedeutend geaͤndert , ſo iſt ſie nur nach dem neueſten Stand anzunehmen . Hat ſie

ſich aber im Lauf der Durchſchnittsperiode bedeutend geaͤndert , ſo iſt uͤber den beilaͤufigen Stand jedes

einzelnen Jahrs beim Steuerperaͤquator und Gemeinderath Auskunft zu erheben .

5. 2L

Sind mehrere der Umſtaͤnde vorhanden , nach welchen der Zehntertrag einzelner Jahre der Durch —

ſchnittsperiode einer Berichtigung muß unterworfen werden , ſo iſt reiflich zu erwaͤgen, in wiefern ſie zu —

ſammen eine Erhoͤhung oder eine Ermaͤßigung begruͤnden oder aber durch ihre entgegengeſetzte Wirkung

veranlaſſen , daß der in den Urkunden angegebene Zehntertrag als der Angemeſſene kann angeſehen werden .

Jede Berichtigung geſchieht in der Art , wie ſie ein unbefangener und billiger Schaͤtzer vornehmen

wuͤrde . Sie iſt im Protokolle (§. . ) kurz und klar zu rechtfertigen .

Jede Schaͤtzung , beziehungsweiſe Berichtigung von Naturalbetraͤgen geſchieht im neuen Maaſe .

Sind keine der Umſtaͤnde vorhanden , nach welchem dem H. 31 . des Geſetzes zufolge eine Berichti —

gung des Zehntertrags einzutreten hat , ſo iſt dies gleichfalls im Protocoll zu erwaͤhnen . Die Do —

maͤnenverwaltung bleibt fùr die Richtigkeit dieſer ihrer Angabe verantwortlich .

PA ?
CAN
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Süt nun hierna (§§. S — 214) der Zebntertrag für jedes Jahr der Durhfhnittëperiode erhoben

unb —ſo weit noͤthig —berichtigt , ſo iſt es eine weitere Aufgabe der Domaͤnenverwaltung , die darunter

begriffenen Naturalien nach den fuͤr den betreffenden Ort und das betreffende Jahr beſtimmten Preiſen

in Geld zu verwandeln und ſo den Geldwerth des Zehnten fuͤr jedes Jahr der Durchſchnittsperiode

darzuſtellen .

Bei Naturalien , ffatt deren die Domaͤnenverwaltung den Zehntpachtvertraͤgen gemaͤß Geld bezogen

hat und die deßhalb nach §. 10 dieſer Inſtruktion nur zur Notiz vorgemerkt ſind , bedarf es natuͤrlich

dieſer Verwandlung in Geld nicht . Sie vertritt ' ſchon der wirklich bezogene , geeigneten Falls nach den

§9. 14 —2 berichtigte Gelderloͤs .

—————..——....„1ç—iö—
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§. 23

Was die Getreidepreiſe betrift , ſo werden dieſe nach §8 32 . des Geſetzes fuͤr jeden offentlichen
Fruchtmarkt von der einſchlaͤgigen Kreisregierung erſt proviſoriſch , und dann nach Ablauf der zu etwaigen
Einwendungen geſetzten Friſt von drei Monaten endguͤltig beſtimmt und bekannt gemacht .

Sobald nun Erſteres fuͤr einen einzelnen Fruchtmarkt geſchehen iſt , ſoll die Domaͤnenverwaltung
des Bezirks , und wenn der Fruchtmarkt ein Auswaͤrtiger waͤre , der bei Domanialzehnten in Betracht

kommen koͤnnte, eine von diesſeitiger Behoͤrde hiezu beauftragte Domaͤnenverwaltung von den Acten

úber die Preisberechnung Einſicht nehmen , dieſe Berechnung auf den Grund der von Großh . Miniſterium
des Innern ertheilten Inſtruktion pruͤfen , und die etwaigen Erinnerungen innerhalb Der gefeblihen
Friſt an die Großh . Kreisregierung gelangen laſſen .

§ . 24 .

Sind hiernach die Fruchtmarktpreiſe Ton beſtimmt , fo ift — fo - weit dief nemlid får die unter

dem Ertrage - begriffenen Naturalien nah § . 22 nothwendig — unter Zuzug des Sadhverftåndigen zu

erwaͤgen,

àwelcher Markt fuͤr die einzelne Zehntgemarkung maaßgebend , auch
b ) welcher Abzug an , oder welcher Zuſchlag zu den Marktpreiſen nach §. 32 des Geſetzes in Anwen —

dung zu bringen ſey .

T 9 . 25 .

Was die Weinpreiſe betrifft , ſo ſind nach §. 34 des Geſetzes ,
a) die Herbſtpreiſe des Orts fuͤr jedes der Jahre von 1819 bis mit 1832 , in ſofern das Jahr einen

Weinzehntertrag geliefert hat und dieſer nicht etwa in Geld bezogen worden iſt , zu ſammeln . Als

Herbſtpreis gilt der Herbſt - , ( Martini - oder Wein - ) ſchlag , wenn ein ſolcher feſtgeſetzt wurdez

andernfalls der Mittlere unter den zur Zeit des Herbſtes erloͤſten Preiſen , welche die Domaͤnen —

verwaltung aus ihren Rechnungen , aus den Rechnungen anderer Gefaͤllbezieher , aus den Aufzeich—
nungen der Acciſoren und der Gemeinderaͤthe zu erheben im Stande war . Laſſen ſich dergleichen

Preiſe nicht auffinden , ſo ſind ſie

b ) in gleicher Weiſe von Nachbarorten zu ſammeln , und Hieraus unter Zuzug des Sachverſtaͤndigen
die Herbſtpreiſe der Zehntgemarkung zu beſtimmen , endlich

e) die Abzuͤge zu ſchaͤtzen, die da einzutreten haben , wo der Zehntwein entſchieden von geringerer
Qualitaͤt iſt , als der im Herbſte gewoͤhnlich zum Verkauf kommende Weinerwachs .

§. 26 .

Sind endlich unter dem Zehntertrag der Durchſchnittsperiode außer dem Wein und Marktgetreide
noch andere Naturalien begriffen , ſo hat die Domaͤnenverwaltung die vom betreffenden Fahr etwa bee

kannten Preiſe zu ſammeln und ſie unter Ruͤckſprache mit dem Sachverſtaͤndigen nach Umſtaͤnden zu

berichtigen , endlich die etwa mangelnden Preiſe durch Schaͤtzung feſtzuſetzen .

Ni 2T .

Sind hiernach die Preiſe fuͤr ſaͤmmtliche unter dem
ebntertrag vorkommende Naturalien beſtimmt ,

ſo hat die Domaͤnenverwaltung ,
a) dieſe Naturalien in Geld zu verwandeln , demnaͤchſt

b) den ganzen Zehntertrag jedes Jahrs in Geld auszudruͤcken ,
e) dieſen Geldwerth fuͤr alle Jahre der Durchſchnittsperiode zu ſummiren , endlich

DOT
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d) durch Theilung dieſer Summe mit 14 bei Weinzehnten und mit 15 bei andern Zehnten den Durch —

ſchnitt des Zehntrohertrags zu berechnen (§F. 27 , 3 und 4 des Geſetzes ) .

§. B .

Iſt dies geſchehen , ſo ſind die Abzuͤge zu erheben , die nach §. 36 . des Geſetzes am Zeehntrohertrag
abgerechnet werden muͤſſen.

Das Geſetz ſelbſt gibt hieruͤber beſtimmte Anweiſung . Zur Erlaͤuterung wird beigefuͤgt :
1) Unter den Koſten fuͤr das Einfuͤhren der Zehnten ſind nur die des Transports vom Felde in den

Ort der Zehntgemarkung zu verſtehen .
2) Der Anſchlag der zur Zehntſammlung verwendeten Frohnden richtet ſich nach den Beſtimmungen

des Frohndabloͤſungsgeſetzes .
3) Sind die Zehnten mehrerer Orte an einem Tage verpachtet worden , ſo werden die fuͤr alle diefe

Orte gemeinſchaftlich aufgelaufenen Verpachtungskoſten unter die einzelnen Orte nach gleichen

Theilen repartirt .

4) Der Zins vom Kaufwerth der Zehnt - und Keltergebaͤude ( F. 36 . Satz 1, 6. des Geſetzes ) iſt zu

fuͤnf Prozent zu berechnen .

5) Bei Zehnt - und Keltergebaͤuden die im Laufe der Durchſchnittsperiode abgegangen und nicht wieder

erſetzt worden ſind , kommt fuͤr jene Jahre der Durchſchnittsperiode , in welchen ſie noch im Ge —

brauche waren , der Aufwand nach Vorſchrift des Geſetzes in Berechnung . Der Jins vom Kauf -
werth der Gebaͤude wird dabei nach dem Preiſe berechnet , der zur Zeit des Abgangs der Gebaͤude

aus ſolchen erzielt wurde , oder im Falle der Veraͤußerung haͤtte erzielt werden koͤnnen .

6) Unter dem Aufwande fuͤr Zehntſcheuern und Keltergebaͤude iſt nach Vorſchrift des Geſetzes auch
die Staatsſteuer begriffen , die in der Durchſchnittsperiode vom Steuerkapital des betreffenden Gez

baͤudes entrichtet werden mußte . Sie betraͤgt bei Zehntſcheuern nach dem Durchſchnitte von 1818

bis mit 1832 19353 kr . und bei Keltergebaͤuden nach dem Durchſchnitte von 1819 bis mit 1832

19 - kr . vom Hundert Gulden des Steuerkapitals . Hierzu kommt noch in den Orten , die nebſt
der Staatsſteuer Fluß - und Dammbaugeld zu entrichten haben , auch der deßfallſige Betrag , deſſen

Groͤße durch dieſſeitige Vermittlung von den Steuerreviſoraten zu erheben iſt .

7) An Brandverſicherungsbeitraͤgen ſind von hundert Gulden Brandverſicherungsanſchlag in den Jahren
1818 bis mit 1832 zuſammen 1 fl . 52 kr . , und iw den Jahren 1819 bis mit 1832 1 fl . 46 kr .

erhoben worden , und es iſt hiernach die Brandverſicherungsumlage fuͤr Zehntſcheuern resp⸗ Kelter⸗

gebaͤude zu berechnen .

8) Neben den Vorwaltungskoſten , wie ſie §. 36 . Satz 1. des Geſetzes auffuͤhrt, ſind auch nah Sag F,

deſſelben §. vier Fünftel der vom Steuerkapital des Zehnten in der Periode von 1821 bis mit 1830

entrichteten Staatsſteuer in Abzug zu bringen . Nun haben zwar die Domaͤnenverwaltungeg in

neuerer Zeit vom Steuerkapital ihrer Zehnten keine Staatsſteuer entrichtet ; es ſind aber dennoch

vier Fuͤnftel der Staatsſteuer abzuziehen , die vom Kapital des Zehnten nach Abzug des Laſten —
kapitals zu entrichten geweſen waͤre, wenn die Domaͤnenverwaltung gleich andern Zehntgefaͤllbeſitzern
die Steuer zu bezahlen gehabt haͤtte .

Der Berechnung iſt das Steuerkapital nach ſeinem neueſten Stand zum Grund zu tegen .

Die Staatsſteuer ſelbſt betrug im Durchſchnitte von 1824 bis mit 1830 192s £r , alfo die Rate

von . vies Fünfteln : 15o Er. vom Hundert Gulden Steuerfapifal ,

Fr
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Wo die Steuerkapitalien der einzelnen Zehntgattungen nicht getrennt ſind , da iſt der Steuer⸗

abzug auf die einzelnen Zehntgattungen nah dem Verhaͤltniß ihres Ertrags in der Durchſchnitts —

periode zu repartiren .

In Orten , die Fluß - und Dammbaugeld zu entrichten haben , kommen nach dem Durchſchnitte

von 1821 bis mit 1830 auch vier Fuͤnftel des Fluß - und Dammbaugelds in Berechnung .

§. 29 .

Sind ſo auch die Abzuͤge an Zehntverwaltungskoſten , Abgaͤngen , Nachlaͤſſen und Steuern theiks

aus den Rechnungen erhoben , theils durch Ruͤckſprache mit dem Sachverſtaͤndigen beſtimmt , iſt endlich

der mittlere Betrag der Abzuͤge nach §. 36 . des Geſetzes ausgemittelt , ſo wird ſolcher am Durchſchnitt

des Zehntrohertrags (F. 27 . der Inſtruktion ) abgezogen und fo der mittlere Neinertrag des Zehnten

gefunden , deſſen Zwanzigfaches das Zehntabloͤſungskapital darſtellt (§. 27 , Satz 5 und 6 des Geſetzes ) .

S30 .

Mit dieſer Berechnung des Zehntabloͤfungskapitals wird das erſte der beiden , nach §. 5. diefer

Inſtruktion uͤber die Abloͤſung eines Zehnten aufzuſtellenden Protokolle ( . ) geſchloſſen .

Es enthaͤlt ſonach Alles , was ſich auf die naͤhere Bezeichnung des Zehntrechts , dann auf die Be —

ſtimmung und Beurtheilung des Abloͤſungskapitals bezieht .

Bei dieſen Vorarbeiten iſt natuͤrlich der Somgnenpermaluna
der Rath eines ſachkundigen Mannes

nicht ſelten erforderlich , insbeſondere dann , wenn :

a ) der Zehntertrag einzelner Jahre oder der nach §. 36 . des Geſetzes hieran abzuziehende Betrag der

Verwaltungskoſten , Abgaͤnge und Nachlaͤſſe nicht aus den Rechnungen kann erhoben , vielmehr durch

Schaͤtzung muß beſtimmt werden ;

p ) der aus Rechnungen erhobene Ertrag einzelner Jahre der Durchſchnittsperiode nicht als maßgebend

angeſehen werden kann und eine Berichtigung deſſelben einzutreten hat ,

c) wenn uͤber die Wahl des Marktes Zweifel beſtehen können und die Groͤße des Abzugs an , oder

des Zuſchlags zu den Marktpreiſen beſtimmt werden ſoll ,

d) wenn es ſich von Feſtſetzung der Herbſtpreiſe oder dem Abzug an forhen wegen geringerer Qualitaͤt

des Zebntweins oder von den Preiſen fuͤr ſonſtige Naturalien handelt .

Es iſt deßhalb oben ſchon ( §. . ) angedeutet , daß ſich die Domaͤnenverwaltung fuͤr Faͤlle der Art

eines Sachverſtaͤndigen zu bedienen befugt ift . Sie hat darum einen oder mehrere einſichtsvolle , unbe —

ſcholtene Landwirthe auszuwaͤhlen , die ihr Vertrauen genießen , und von denen ſie bei den Vorarbeiten

fuͤr jeden Zehnten den zu Rathe zieht , von welchem ſie das umſichtigſte und unbefangenſte Urtheil zu

erwarten hat .

Die Domaͤnenverwaltung hat dem Eain zu bemerken , daß er als billiger Schaͤtzer nach

beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu verfahren habe . Sie hat dann die einzelnen Puncte mit ihm zu be -

rathen , ſofort mit Ruͤckſicht auf ſein Gutachten die erforderlichen Schaͤtzungen vorzunehmen .

Im Fall zwiſchen ihr und dem Sachverſtaͤndigen ein Einverſtaͤndniß nicht zu erzielen iſt , entſcheidet

die —uͤbrigens gehoͤrig zu begruͤndende Anſicht des Domaͤnenverwalters .

Ueber die mit dem Sachverſtaͤndigen vorgenommenen Berathungen uͤber Zehntertrag , Preiſe und

Abzuͤge iſt eine , von demſelben unterzeichnete Urkunde aufzunehmen und dem Protokolle uͤber die T
abloͤſungsberechnung als Beilage beizugeben .
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Die weitere Aufgabe der Domaͤnenverwaltung iſt nunmehr :

a ) die Fertigung eines Verzeichniſſes uͤber alle auf dem betreffenden Zehnten haftenden privatrechtlichen

Laſten (§. 38 . des Geſetzes ) ,

b) die Berechnung des Abloͤſungskapitals fuͤr dieſe Laſten ,

ch die Aufnahme der Ergebniſſe unter lit , a, und b. in ein beſonderes Protokoll , d. i. das zweite

uͤber die Zehntabloͤſung jedes Orts zu fertigende Haupt - Protokoll ( . )

- 82 ;

Bei Aufſtellung des Laſtenverzeichniſſes iſt mit aller Sorgfalt zu unterſuchen und anzugeben :

a) von welcher Beſchaffenheit die Laft ift , ob fie ſich nemlich auf Baulichkeiten und welche , oder auf

Verabreichung von Competenzen , oder auf Abgabe anderer ſtaͤndiger oder unſtaͤndiger Beduͤrfniſſe

fuͤr Kirche und Schule , oder auf das Faſelvieh oder auf ſonſtige Leiſtungen bezieht ,

b) welchen Umfang ſie hat , worin ſonach z. B . die abzugebende Competenz zu beſtehen hat , ferner ob

die Baulaſt nur den Neubau , oder nur die Unterhaltung , oder beides betrifft , ob ſie ſich auf das

ganze Gebaͤude ausdehnt , oder nur auf einzelne Theile deſſelben beſchraͤnkt, ob fie blos die Anſchaf⸗

fung der Baumaterialien , oder blos die Beſtreitung der Arbeitsloͤhne , oder beides umfaßt .

§. 33

Bei Aufſtellung dieſes Laſtenverzeichniſſes wird die Domaͤnenverwaltung ohne Zweifel mitunter auf

Laſten ſtoßen , bei welchen — wenn gleich über die Verbindlichkeit zur Beſtreitung der Laſt kein Anſtand
obwaltet — denn doch nicht entſchieden iſt , daß ſie auf dem Zehnten haften . Wird deßhalb ſpaͤter von

dem Laſtenuͤbernehmer , welchem die Berechnung des Abloͤfungskapitals nach §. 44 . dieſer Inſtruction

ſeiner Zeit zur Erklaͤrung mitzutheilen iſt , das Gegentheil behauptet , ſo iſt alsdann unter umſtaͤndlicher
Entwickelung der Gruͤnde fuͤr und gegen dieſe Behauptung die Entſchließung der unterzeichneten Behoͤrde
einzuholen .

9. 34 .

Kommen endlich unter den Zehntlaſten ſolche vor , deren Daſeyn oder deren Umfang vom Zehntherrn

nicht in dem Maaße anerkannt iſt , wie dieß von den Laſtenberechtigten behauptet wird , ſo muß im

Verzeichniſſe der Laſten ſorgfaͤltig angegeben werden , was von der beſtrittenen Laſt anerkannt wird und

was nicht , was der Zehntherr bis jetzt geleiſtet hat und was nicht , ob uͤber die zwiſchen ihm und den

Laſtenberechtigten ſtatt findende Meinungsverſchiedenheit ein Rechtsſtreit obwaltet oder nicht , endlich

letzteren Falls , welche Gruͤnde fuͤr und gegen die Behauptung des Zehntherrn ſprechen duͤrften.

Dieſſeitige Behoͤrde wird auf Vorlage dieſer Materialien beſtimmen , welcher Theil als Zehntlaſt

ſoll anerkannt werden .

§. 35

Iſt das Laſtenverzeichniß aufgeſtellt , beziehungsweiſe im Falle des §. 34 . nach dieſſeitiger Verfuͤgung

berichtigt , ſo wird der Kapitalanſchlag jeder einzelnen Laſt — die Baulaſten ausgenommen — nach den

65 . 39 . und 40 . des Geſetzes berechnet . Die zu dieſem Behufe noͤthigen ER
TOR

werden unter

Zuzug des Sachverſtaͤndigen (§. 30 . dieſer Inſtruction ) vorgenommen .

Was die Baulaſten betrifft , ſo ſind dieſe nach Vorſchrift des Geſetzes und der deßfallſigen beſondern

Inſtruction durch den Bezirksbaumeiſter zu ſchaͤtzen, hiernaͤchſt aber iſt das Baulaſtenkapital von dem

Domaͤnenverwalter zu berechnen , und damit das Protokoll uͤber die Zehntlaſten und deren Kapitalanſchlag

zu ſchließen .
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Die Schaͤtzungen des Bezirksbau neiſters hinſichtlich der Baulaſten , fo wie des der Domaͤnenver —

waltung beigegebenen Sachverſtaͤndigen hinſichtlich anderer Laſten werden in beſondere , von den Schaͤtzern

unterzeichnete Urkunden aufgenommen , und dem Protokolle beigelegt .

§. 36 .

Die Vorarbeiten der Domaͤnenverwaltung — ſowohl , was die Beſtimmung des Abloͤſungskapitals
eines Zehnten ( Protokoll . ), als auch , was die Beſtimmung des Kapitalanſchlags der auf ſolchem hafe

tenden Laſten ( Protokoll II . ) betrifft — werden von der unterzeichneten Behoͤrde gepruͤft und genehmigt ,
i oder nach dieſſeitigen Weiſungen berichtigt .

A A
Die Vorlage zur Pruͤfung geſchieht fuͤr den Zehnten jeder Gemarkung einzeln , und zwar in der T

j Regel erft dann , wenn : die Protofole I . und II . abgeſchloſſen , alſo alle Vorarbeiten beendigt ſind .

f Wird jedoch die Ablöſung eines Zehnten von den Pflichtigen gewuͤnſcht , waͤhrend die Vorarbeiten

noch nicht beendigt ſind , ſo iſt das Protokoll I . beſonders einzureichen , und dann —indeß dieß gepruͤft,
und hierauf mit den Pflichtigen unterhandelt wird — das Protokoll II . nachtraͤglich zu bearbeiten und

zur Genehmigung anher vorzulegen .

b. Unterhandlung des Ablöſungsvertrags .

SaS

| Sobald die Vorarbeiten uͤber die Beſtimmung des Abloͤſungskapitals (Protokoll . ) von dieſſeitiger
| Behoͤrde gepruͤft und genehmigt oder nach deren Weiſungen berichtigt ſind , kann ein Zehntabloͤſungs —

t vertrag unterhandelt werden .
|

Die Zehntpflichtigen geben hierzu die Veranlaſſung , indem ihre Geſchaͤftsfuͤhrer :
1) durch ein zu den Verwaltungsacten zu nehmendes Zeugniß des Buͤrgermeiſters nachweiſen , daß 7

die nach den §9. 48 , 49 und 50 des Geſetzes erforderlichen Vorbereitungen getroffen und ſie als

Geſchaͤftsfuͤhrer beſtellt worden ſind , und indem fie

2) ſchriftlich oder aber zum Protokoll der Verwaltung beſtimmt erklaͤren , welchen Theil des Zehnten
ſie abzuloͤſen wuͤnſchen.

§. 38 .

Wollen die Zehntpflichtigen den ganzen Domanialzehnten der Gemarkung , oder jenen Theil des —

ſelben — deſſen beſondere Abloͤſung nach den §9. 21 und 22 des Geſetzes einer weiteren Zuſtimmung
des Zehntherrn nicht bedarf — ablöſen , ſo kann ſogleich zwiſchen ihren Geſchaͤftsfuͤhrern einerſeits und

zwiſchen der Domaͤnenverwaltung anderſeits der Abloͤſungsvertrag , vorbehaltlich dieſſeitiger Ratifikation

unterhandelt werden .
i

| Wollen aber die Zehntpflichtigen einen Zehnttheil abloͤſen, fuͤr den es nach §. 22 . des Geſetzes yi ?
einer beſondern Zuſtimmung des Zehntberechtigten bedarf , ſo iſt vorerſt die dieſſeitige Entſcheidung ein —

zuholen , ob fuͤr dieſen Zehnttheil allein die Abioͤſung will zugegeben , alſo der Abloͤſungsvertrag darf

unterhandelt werden .

j §. 39 .

Bei dieſer Unterhandlung nun iſt den Geſchaͤftsfuhrern der Pflichtigen das Protokoll I . nebſt allen

ſeinen Beilagen zur Einſicht vorzulegen , hiernach das Abloͤſungskapital anzuzeigen , welches die Do —

maͤnenverwaltung zu erwarten ſich berechtigt haͤlt , jede ſachdienliche Aufklaͤrung muͤndlich zu ertheilen ,

zur etwaigen Pruͤfung der Rechnungsauszuͤge die Einſicht der Rechnungen und Rechnungsbeilagen zu

geſtatten .
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Genuͤgt es den Geſchaͤftsfuͤhrern der Pflichtigen nicht an dieſer auf der Verwaltungskanzlei zu

nehmenden Einſicht der Actenſtuͤcke , ſo kann ihnen eine Abſchrift desProtokolls I . gegenAbſchriftsgebuͤhr
zur naͤheren Ueberlegung zugeſtellt werden .

2

§. 40 .

Werden hiernöͤchſt gegen die Berechnungen der Domaͤnenverwaltung Erinnerungen gemacht , fo find
dieſe — wo moͤglich — durch muͤndliches Benehmen mit den Geſchaͤftsfuͤhrern der Pflichtigen zu

beſeitigen .

Sollten einzelne Erinnerungen fuͤr gegruͤndet erfunden werden , ſo iſt — geeigneten Falls nach

vorgaͤngiger Ruͤckſprache mit dem Sachverſtaͤndigen — dieſſeitiger Behoͤrde vorzutragen , wie weit hier —
nach die Abloͤſungskapitalforderung zu ermaͤßigen ſeyn moͤchte, ſofort nach hierauf erhaltener Entſchließung
weiter zu unterhandeln .

Verlangen die Geſchaͤftsfuͤhrer der Pflichtigen hinſichtlich eines oder mehrerer oder aller auf Schaͤtzung
beruhender Puncte , daß eine ſolche Schaͤtzung nach §. 63 . des Eeſetzes veranlaßt werde , ſo hat ſich die

Domaͤnenverwaltung mit ihnen uͤber die Wahl dreier unbeſcholtener Schaͤtzer zu vereinigen , hieruͤber ein

Protokoll aufzunehmen , und — wenn man ſich von der Geneigtheit der Erwaͤhlten zur Uebernahme⸗
des Geſchaͤfts uͤberzeugt hat — deren Beeidigung beim Bezirksamte zu veranlaſſen .

SS Ar

Iſt hiernach das Noͤthige zur Schaͤtzung vorbereitet , ſo hat die Domaͤnenverwaltung mit den

Schaͤtzern und den Geſchaͤftsfuͤhrern der Zehntpflichtigen zuſammen zu treten , jenen in Gegenwart dieſer

Geſchaͤftsfuͤhrer die Behauptungen des einen und die Erinnerungen des andern Theils vorzutragen , ſo⸗
fort ſie zur Schaͤtzung — noͤthigenfalls nach vorangegangener Lokaleinſicht — einzuladen .

Das Ergebniß der Schaͤtzung wird ſchriftlich
Abgkaleben⸗

oder zu Protokoll genommen und von den

Schaͤtzern unterzeichnet .

Dabei gilt in Zahlenbeſtimmungen , wenn zwei Schaͤtzer uͤbereinſtimmen , deren Angabe , und wenn
alle Schaͤtzer von einander abweichen , die Angabe deſſen , der weder am hoͤchſten, noch am niederſten
geſchaͤtzt hat (§. 64 . des Geſetzes ) .

9. AD:

Nach dieſen Reſultaten der Schaͤtzung iſt nun die Ablöͤſungsberechnung vorlaͤufig zu berichtigen.
Findet dabei die Domaͤnenverwaltung das Ergebniß ſo beſchaffen , daß darauf hin ihrer Anſicht

nah eine dem Geſetz gemaͤße Abloͤſung nicht kann begruͤndet werden , ſo hat ſie unter Anzeige ihrer
Anſtaͤnde von unterzeichneter Behörde Weiſung einzuholen , durch welche beſtimmt werden wird , ob die

Unterhandlung fortgeſetzt oder abgebrochen werden foll ,

Hat ſie aber bei dem Ergebniſſe der Schaͤtzung keinen weſentlichen Anſtand , ſo iſt die hiernach
modifizirte Abloͤſungsberechnung den Geſchaͤftsfuͤhrern der Abloͤſenden zur Erklaͤrung vorzulegen .

Sind diefe damit zufrieden , ſo iſt — mit Vorbehalt der Ratifikation — der Abloͤſungsvertrag
auszufertigen , bei der Vorlage an dieſſeitige Behoͤrde aber zugleich auszufuͤhren , warum die Domaͤnen⸗
verwaltung glaube , daß man ſich bei den Reſultaten der Schaͤtzung werde beruhigen koͤnnen .

Sind indeß die Geſchaͤftsfuͤhrer der Abloͤſenden mit der Abloͤſungsberechnung nicht zufrieden , ſo
haben ſie ihre Erklaͤrung ſchriftlich zu uͤberreichen, oder muͤndlich zu Protokoll zu geben , worauf ſofort
anher zu berichten und dieſſeitige Entſchließung einzuholen ift .



§. 43 .

Iſt man uͤber den Abſchluß ind Abloͤſungsvertrages einverſtanden , der betreffende Zehnte aber

ſchon vor der Publikation des Geſetzes an einzelne Privaten verpachtet worden , und haben die Paͤchter

in dieſem Falle den Zehnten nicht ſchon dreimal bezogen , auch nach dem Pachtvertrag die Verbindlich —

keit nicht uͤbernommen , den Zehntpacht im Fall der Abloͤſung ohne Entſchaͤdigung aufzugeben , ſo ſind

die Geſchaͤftsfuͤhrer der Ablöͤſenden auf die Entſchaͤdigung der Zehntpaͤchter nach §. 18 . des Geſetzes

aufmerkſam zu machen .

Als Bedingungen des Abloͤſungsvertrags ſind aufzunehmen , daß der Zehntbezug nach §. 9. des

Geſetzes aufhoͤre , die Verzinſung des Abloͤſungskapitals nach §. 10 . beginne , deſſen Heimzahlung nach '

§. 11 . erfolge , endlich als Abſchlagszahlung auf Kapital und Zins der Staatszuſchuß (§. 12 . des Ge⸗

ſetzes ) an die Domaͤnenverwaltung uͤberlaſſen werde .

Abweichungen von dieſen Bedingungen erfordern die vorgaͤngige dieſſeitige Genehmigung .

Iſt endlich der Abloͤſungsvertrag zu Stand gekommen und von unterzeichneter Behoͤrde ratiftzirt ,

ſo iſt damit zugleich ( Vollzugsverordnung vom 27 . Februar v. J . Art . 12. ) die Zuſtimmung der Fi —

nanzbehoͤrde ausgeſprochen , und ein Exemplar der Vertragsurkunde nebſt den im §. 53 . des Geſetzes

verlangten Notizen dem Bezirksamte vorzulegen , damit nach §. 54 . des Geſetzes die Genehmigung der

Pflichtigen eingeholt und hiernaͤchſt nach ö. 56 und 57 . weiter verfahren werden kann .

§. 44 .

Haften auf dem abgelöͤſten Zehnten privatrechtliche Laſten , ſo wird die Domaͤnenverwaltung nach

Anleitung des Protokolls II . jene , an welche die Laſten nach §. 5. des Geſetzes uͤberwieſen werden ,

zur Erklaͤrung einladen ,

ob ſie mit der vorliegenden Berechnung einverſtanden ſind , oder nicht .

Wird hiernach ein Einverſtaͤndniß ausgeſprochen , ſo iſt auch hinſichtlich der Laſten ein Ueberein —

kommen abzuſchließen und zur Ratifikation vorzulegen .

Werden gegen die vorliegende Berechnung Erinnerungen vorgetragen , ſo iſt biahe Entſchließung

inan . dann aber — wenn in Folge dieſer ein Einverſtaͤndniß nicht zu erzielen iſt — die geſetz —

liche Beſtimmung des Laſtenanſchlags nach §. 58 . u. ſ. w. des Geſetzes zu veranlaſſen .

In Hinſicht auf dieſes Verfahren vor Gericht wird die Domaͤnenverwaltung von hier aus in jedem

einzelnen Falle die den Umſtaͤnden angemeſſene Inſtruction erhalten . Sie hat deßhalb die ihr vom

Gerichte gemacht werdenden Zuſtellungen jedesmal ungeſaͤumt vorzulegen , und dieſer Vorlage die zur

Beurtheilung der Sache dienenden Voracten nebſt dem Protokolle II . anzuſchließen .

Sind in Folge dieſer Verhandlungen von den Partheien Bauſchaͤtzer fuͤr Beſtimmung der Bau —

laſtanſchlaͤge zu beſtellen , ſo hat die Domaͤnenverwaltung darauf hinzuwirken , daß wiſſenſchaftlich ge —

bildete Architecten oder doch ſolche Perſonen gewaͤhlt werden , die als buͤrgerliche Bau - und Werkmeiſter

ein Bauweſen nach allen ſeinen Theilen gruͤndlich zu beurtheilen vermoͤgen .

§. 45 .

Sind nun hiernach auch die Laſtenkapitalien beſtimmt , und iſt endlich der Domaͤnenverwaltung

die nach §. 57 . des Geſetzes vom Amtsreviſorat auszufertigende Abloͤſungsurkunde zugekommen , ſo

wird ſie dieſelbe dieſſeitiger Behoͤrde vorlegen , und von hier aus die uͤber Erhebüng und Vereinnahmung
des Abloͤſungskapitals und der Zinſen hieraus erforderliche Weiſung erhalten .
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B. Wenn die Domänenverwaltung als Zehntpflichtige Paroni
§. 46 .

Die Domaͤnenverwaltung kann bei der Zehntabloſung in den Fall kommen , als Sehnitzfiitheigehandeln zu muͤſſen :

a) wenn ihr das Eigenthum von Grundſtuͤcken angehoͤrt , die einem Dritten zehntbar ſind ;
b) wenn ihr das Obereigenthum an ſolchen Grundſtuͤcken zuſteht .

In beiden Faͤllen ſoll ſie die Zehntabloͤſung nach Kraͤften befoͤrdern.

S AT

Gehoͤrt ihr das Eigenthum von Grundſtuͤcken, die einem Dritten zehntbar ſind , dabei aber ein

geſchloſſenes Hofgut bilden , von dem nach §. 22 . des Geſetzes der Zehnte fuͤr ſich allein darf abge⸗
kauft werden , ſo hat die Domaͤnenverwaltung dem Berechtigten ihre Geneigtheit zur Ze hutabloͤſung

auszudruͤcken, und ihn um naͤhere Angabe ſeiner Forderung zu erſuchen.
Lehnt er das Anerbieten ab , ſo iſt ſeine Ruͤckäͤußerung vorlaͤufig zu den Acten zu nehmen .

Aeußert er ſich willfaͤhrig - unter Angabe ſeiner Forderung , fo ift diefe nah Vorſchrift des Geſetzes
ſorgfaͤltig zu pruͤfen , ſofort mit erſchoͤpfendem Gutachten zur Verfuͤgung anher vorzulegen .

Koͤmmt in Folge dieſer Verfuͤgung ein Abloͤſungsvertrag zu Stande , und iſt das Hofgut in mehr —

jaͤhrigen Pacht gegeben , fo ift nadh 9. 18 . des Geſetzes die Erklaͤrung des Beſtaͤnders daruͤber — ob

er den nun abgeloͤſten Zehnten bis zum Ablauf der Pachtzeit an die Domaͤnenverwaltung entrichten ,
oder ihr jaͤhrlich 5 Prozent vom vollen Abloͤſungskapital bezahlen wolle — zu erheben , und an dies —

ſeitige Behoͤrde zur weiter geeigneten Anordnung einzureichen .

§. 48 .

Gehoͤrt der Domaͤnenverwaltung das Eigenthum von Grundſtücken , die einem Dritten zehntbar
ſind , aber kein geſchloſſenes Hofgut bilden , und ſonach fuͤr ſich allein vom Zehnten nicht befreit werden

koͤnnen, ſo ſoll die Domaͤnenverwaltung

a) fih jenen Befigern der uͤbrigen , demſelben Zehntherrn pflichtigen Guͤter der Gemarkung , welche

fuͤr die Abloͤſung ſtimmen , anſchließen ;

b) falls die Gemeinde die Abloͤſung nicht uͤbernehmen will , die erforderliche Anzahl der Zehntpflich —
tigen aber C. 23 , Satz 2. des Geſetzes ) hiefuͤr entſchieden hat , mitdieſen fuͤr Beſtellung tuͤchtiger
Geſchaͤftsfuͤhrer ſorgen (C. 50 . des Geſetzes ) ;

c) letztere auf Verlangen mit ihrem Rathe unterſtuͤtzen ;
d) bei der endlichen Abſtimmung der Zehntpflichtigen uͤber den von ihrem Geſchaͤftsfuͤhrer unterhan —

delten Abloͤfungsvertrag ( §. 54 . des Geſetzes ) fuͤr die Genehmigung dieſes Vertrages ſtimmen ,
falls ihm auch die Finanzbehoͤrde ihre Zuſtimmung ertheilt hat ;

e) hiernaͤchſt bei Beantwortung der Frage — nach welchen Normen die Pflichtigen ihre Beitraͤge
zur Abloͤſungsſumme aufzubringen haben — dahin wirken , daß zu dieſem Behufe der Zehnte bis

zur Tilgung der Schuld forterhoben wird , und deßhalb zuverlaͤßige Vortraͤger beſtellt werden

( §. 14 . und 71 . des Geſetzes ) .

Iſt dann hiernach ein Abloͤſungsvertrag zu Stande gekommen , ſo foll die Domaͤnenverwaltung ,
ſo weit die nun vom Zehnten befreiten Guͤter verpachtet find ,

1) von den Paͤchtern vernehmen und dieſſeitiger Behoͤrde anzeigen , ob ſolche den abgeloͤſten Zehnten

3
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oder fuͤnf Prozent vom vollen Abloͤſungskapital hiefür fortan an die Domaͤnenverwaltung ent —

richten wollen

Damit endlich die Domaͤnenverwaltung nicht durch die Entſchließung einzelner Beſtaͤnder fuͤr Fort —

reichung des Naturalzehnten genöthigt werde , kleine Betraͤge dieſes Gefaͤlls einſammeln laſſen zu

muͤſſen, ſollen ſie

g) von nun an bei Verpachtung ihrer — einem Dritten zehntpflichtigen Guͤter die Pachtbedingung

aufnehmen , daß , im Fall waͤhrend dem Laufe der Pachtzeit die Zehntabloͤſung zu Stande koͤmmt ,

und nicht etwa der Zehnte ſelbſt zur Beſtreitung der Abloͤſungsſumme forterhoben wird , der

Paͤchter fuͤnf Prozent des auf die Beſtandguͤter kommenden Antheils vom vollen Abloͤſungskapital

dem jaͤhrlichen Beſtandzins beiſchlagen zu laſſen , und mit dieſem an die Domaͤnenkaſſe jaͤhrlich

zu entrichten habe .

§. 49

Steht der Domaͤnenverwaltung das Obereigenthum von Grundſtuͤcken zu , die einem Dritten zehnr⸗

pflichtig ſind , ſo iſt die Abloͤſung zwar die Sache des Nutzeigenthuͤmers , d . i. des Beſitzers vom zehnt —

pflichtigen Schupf - und Erblehen ( §. 18 . bes Geſetzes ) . Doch ſoll die Domaͤnenverwaltung

a) die Lehenbeſitzer — im Fall ſie ſich vom Zehnten befreien wollen — auf Verlangen mit ihrem

Nathe unterſtuͤtzen ,

b) nach bewirkter Ablöſung uͤber den Betrag des Abloͤſungskapitals und der Koſten , jedoch nach

Abzug des Staatsbeitrags , Erkundigung einziehen , und hieruͤber theils an dieſſeitige Behoͤrde

Anzeige machen , theils in den Verwaltungsacten uͤber das Lehen das Noͤthige bemerken , auch

e ) dem Lehenmanne die gleichbaldige Zahlung dieſer Summe anbieten , wenn er den jaͤhrlich zu

liefernden Kanon um fuͤnf Prozent derſelben erhoͤhen zu laffen fih geneigt zeigt .

C. Wenn die Domänenverwaltung als Laſtenberechtigte handelt .

§. 50 .

Nur ſelten wird die Domaͤnenverwaltung in den Fall kommen , als Laſtenberechtigte handeln zu

muͤſſen ; dann naͤmlich, wenn auf dem Zehnten eines Dritten

a ) unmittelbar zu Gunſten der Domaͤnenkaſſe , oder

b) zu Gunſten des Beſitzers eines Domanial⸗ Erb =- oder Schupflehens

privatrechtliche Laſten , z. B . die Laſt einer ſtaͤndigen oder wandelbaren Abgabe vom die Laſt

der Faſelviehunterhaltung u. ſ. w. haften .

Ti

Beſteht eine Laſt unmittelbar zu Gunſten der Domaͤnenkaſſe , und ſoll ſie in Folge der Zehntab —

loͤſung gleichfalls a geënuft werden , fo wird die Domaͤnenverwaltung das desfallſige Anerbieten des

Zehntherrn genau pruͤfen , ſofort mit Gutachten anher vorlegen , und nach dieſſeitiger Verfuͤgung ent⸗

weder eine Uebereinkunft treffen oder die Beſtimmung des Abloͤſungskapitals mittelſt gerichtlicher Ein -

ſchreitung veranlaſſen , auch die ihr in dieſer Beziehung vom Gerichte gemacht werdenden Zuſtellungen

jedesmal ungeſaͤumt zur weitern Inſtruirung an die unterzeichnete Behoͤrde abgeben .

No2 '
,

Beſteht aber die Laſt zu Gunſten eines Domanial - , Erb - oder Schupflehens , ſo wird die Do⸗

maͤnenverwaltung bei der Abloͤſung dieſer Laſt den Lehenbeſitzer im außergerichtlichen und

Verfahren mit ihrem Rathe unterſtuͤtzen .
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Iſt dann das Laſtenkapital beſtimmt , ſo wird ſie darauf beſtehen , entweder daß der Lehenbeſitzer

ſolches allodifizire , oder aber unter Mitwirkung und Zuſtimmung der Domaͤnenverwaltung zur bleibenden

Verbeſſerung des Lehens vollſtaͤndig verwende —

D . Wenn die Domaͤnenverwaltung als Finanzbehörde handelt .

§. 53 .

Die Staatskaſſe entrichtet ein Fuͤnftel am Abloͤſungskapital jedes Zehnten ( §. 12 . des Geſetzes ] .

Wie billig hat darum auch die Finanzbehoͤrde die Verpflichtung , in jedem einzelnen Falle zu pruͤfen,

ob das Kapital nicht etwa hoͤher beſtimmt iſt , als dieß das Geſetz zulaͤßt, und ſie hat die fernere Ver —

pflichtung , da — wo es ihr wirklich hoͤher beſtimmt zu ſeyn ſcheint — wenigſtens fuͤr den die Staats —

kaſſe treffenden Antheil die geſetzliche Ermaͤßigung zu veranlaſſen .

Durch die landesherrliche Vollzugsverordnung vom 27 . Februar v. J . Artikel 12 . ( Regierungsblatt

1834 , S . 83 . ) iſt die Aufgabe der Finanzbehoͤrde den Domaͤnenverwaltungen , im vormaligen Main⸗

und Tauberkreiſe den Obereinnehmereien uͤbertragen ; jeder dieſer Staatsverrechnungen fuͤr alle Zehnt⸗

ablöſungen ihres Bezirks , mit Ausnahme der Abloͤſung landesherrlicher Domanialzehnten , bei der es

einer Mitwirkung der Finanzbehoͤrde nicht bedarf .

Die Domaͤnenverwaltungen und Obereinnehmereien ſind in ihrer Eigenſchaft als Finanzbehoͤrde

der dieſſeitigen Leitung unterworfen , und haben im Allgemeinen die nachfolgenden Vorſchriften zu—

beachten
§. 54 .

Iſt eine Zehntabloſung durch guͤtliches Uebereinkommen zwiſchen den Bevollmaͤchtigten der Pars

theien ( des Zehntherrn auf der einen und der Zehntpflichtigen auf der andern Seite ) zu Stand ge —

kommen , ſo ſind die zwiſchen ihnen verabredeten Vertragsbeſtimmungen nebſt kurzer Darſtellung des

Zehntrechts und des bisherigen Zehntertrags , dann nebſt einer vom Steuerperaͤquator beglaubigten An —

gabe des Zehntſteueranſchlags dem Bezirksamte einzureichen .

Dieſes theilt die Eingabe — den Fall ausgenommen , wo es ſich von Abloͤſung eines landesherr⸗

lichen Domanialzehnten handelt — der Domänenverwaltung ( im vormaligen Main - und Tauberkreis

der Obereinnehmerei ) des Bezirks als Finanzbehoͤrde zur Erklaͤrung binnen unerſtrecklicher Friſt von

drei Monaten mit (§. 53 . des Geſetzes ) .

8 55

Die erſte Aufgabe der Domaͤnenverwaltung beſteht nun darin , ungeſaͤumt zu pruͤſen , ob die Zu⸗

ſtellung auch alles das enthalte , was das Geſetz vorſchreibt , ob demnach weder der Ablöſungsvertrag ,

noch die Darſtellung des Zehntrechts und bisherigen Zehntertrags , noch die beglaubigte Angabe des

Steueranſchlags mangle .

Mangelt eines oder das andere dieſer Actenſtuͤcke , ſo iſt es obne Verzug vom Bezirksamte zu re⸗

quiriren . Iſt aber die Zuſtellung vollſtaͤndig , oder durch nachträͤgliche Requiſition des Vermißten ver⸗

vollſtaͤndigt , ſo hat die Domaͤnenverwaltung zur Erledigung der zweiten Aufgabe zu ſchreiten .

§. 561

Dieſe beſteht darin , daß auf den Grund der vorhandenen Actenftuͤcke ſorgfaͤltig gepruͤft wird , ob

das Ablöſungskapital nicht hoͤher beſtimmt ſeyn moͤchte, als dif den Normen des Geſetzes gemaͤß iſt .

Der Zehntſteueranſchlag , dann die nach Vorſchrift des Geſetzes fuͤr die zunaͤchſt gelegenen Maͤrkte von der

großherzoglichen Kreisregierung oͤffentlich bekannt gemachten Warktdurchſchnittspreiſe ſollen dabei als An⸗
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haltpuncte benuͤtzt, noͤthigenfalls auch von den Bevollmaͤchtigten der Zehntpflichtigen oder Zehntbe —

rechtigten in kurzem Weg weitere Aufklaͤrungen erhoben werden .

Iſt dieß geſchehen , ſo hat die Domaͤnenverwaltung die Zuſtellung nebſt den etwa weiter erhobenen

Notizen anher einzureichen und zu begutachten ,

ob die Finanzbehoͤrde zum Abloͤſungsvertrag ihre Zuſtimmung erklaͤren oder aber verweigern ſoll .

Die Vorlage iſt moͤglichſt bald , jedenfalls ſo zeitig zu bewirken , daß die dieſſeitige Entſchließung

noh innerhalb der geſetzten Friſt bequem ertheilt , und hiernach dem Amte Ekklaͤrung abgegeben
werden kann .

SaN

Ertheilt nun dieſſeitige Behoͤrde die Zuſtimmung zum Abloͤſungsvertrage , ſo iſt dieß bem Amte
ſogleich zu eroͤffnen.

Hat man dieſſeits gegen den Vertrag formelle Erinnerungen zu machen , ſo iſt hiernach das Amt

um Beſeitiguug der geruͤgten Maͤngel anzugehen .

Wird aber die dieſſeitige Zuſtimmung verweigert , ſo iſt das Bezirksamt zu erſuchen , hinſichtlich

des Abloͤfungskapitals die richterliche Entſcheidung nach Vorſchrift des Geſetzes eintreten zu laſſen

( §. 55 . des Geſetzes ) .
— §. 58 .

In dieſem letzteren Falle wird das Bezirksamt nach §. 60 . des Geſetzes den Zehntberechtigten zur

vorſchriftsmaͤßigen Eingabe veranlaſſen , und dieſe nach §. 61 . der Domaͤnenverwaltung als Finanzbe⸗
hoͤrde zur Erklaͤrung zuſtellen , hiernaͤchſt aber — etwa nach vorangegangener Schaͤtzung —uͤber Feſt —

ſetzung des Kapitals ſelbſt entſcheiden .

Wird eine Schaͤtzung angeordnet , ſo hat ſich die Domaͤnenverwaltung wegen Auswahl tuͤchtiger

und unbefangener Schaͤtzer nach §. 63 . des Geſetzes mit dem Zehntberechtigten , wo moͤglich, zu ver —

einigen , andernfalls die Ernennung der Schaͤtzer dem Amte zu uͤberlaſſen .

Sind ſonſtige Erklaͤrungen an das Gericht abzugeben , ſo iſt von unterzeichneter Behoͤrde jedesmal
ſogleich Inſtruction einzuholen .

Iſt endlich die richterliche Entſcheidung gegen Antrag der Domaͤnenverwaltung erfolgt , ſo hat ſie

die Berufung dem §. 66 . des Geſetzes gemaͤß ſogleich fuͤrſorglich anzumelden , und hievon ungeſaͤumt

Anzeige anher zu machen , worauf man nach Befund die Berufung fallen laſſen , oder aber beim Ober —

gerichte unmittelbar ausführen wird .

§. 59 .

Iſt endlich die foͤrmliche Abloͤſungsurkunde vom Amtsreviſorate ausgefertigt , und von den Zehnt —

pflichtigen nach §. 12 . des Geſetzes der Domaͤnenverwaltung als Finanzbehoͤrde eingehaͤndigt, auch der

zum Empfang des Staatszuſchuſſes Bevollmaͤchtigte bezeichnet , ſo wird ſie unter Vorlage der Eingabe

die noͤthige Zahlungsdecretur erbitten .

Die Zahlung geſchieht fuͤr die Kreiskaſſe , und wird ihr unter Anſchluß der Belege aufgerechnet .

Kar lsruhe , den 19ten Juni 1835 .

Großherzogliche Hofdomaͤnenkammer .
Schippel .

vdt . Preſtinari .

——
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